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rates geänderte Fassung des Art. 89 des Gesetzes8 könnte da­
her lediglich den Beginn einer weitergehenden Offensive ge­
gen das Streikrecht markieren.

Dem Kampfeswillen der Klassenorganisationen der fran­
zösischen Arbeiter und Angestellten sollen künftig bei sol­
chen machtvollen Aktionen wie Streiks finanzielle Zügel 
angelegt werden. Gesetzgebung und Rechtsprechung der 
Obergerichte ordnen sich damit ein in die Gesamtstrategie 
der derzeitigen französischen Regierung, die den Abbau so­
zialer Rechte und die Reglementierung der gewerkschaftli­
chen Tätigkeit einschließt.

8 Abgedruckt in: Journal officiel vom 31. Juli 1987, S. 8574 ff. (8582).

USA: Anwendung der Todesstrafe 
in rassendiskriminierender Weise

Am 21. April 1987 verwarf das Oberste Gericht der USA den 
Revisionsantrag des Afroamerikaners Warren McCleskey 
mit 5 zu 4 Richterstimmen. Damit bestätigte es das Urteil 
eines Geschworenengerichts des Bundesstaates Georgia, das 
McCleskey wegen der 1978 begangenen Tötung eines weißen 
Polizeibeamten zum Tode verurteilt hatte. Diesem Gericht 
hatten elf weiße und ein afroamerikanischer Geschworener 
angehört.

Im Revisionsantrag hatten die Verteidiger McCleskeys 
anhand überzeugender Beweismaterialien dargelegt, daß bei 
Tötungsdelikten die Todesstrafe durch USA-Gerichte gegen 
afroamerikanische Angeklagte eindeutig öfter ausgesprochen 
wird als gegen weiße Angeklagte.* Nach einer Untersuchung 
der Rechtsprechung im Staate Georgia für die Jahre 1973 bis 
1978 wurden 22 Prozent der Afroamerikaner, die Weiße ge­
tötet hatten, zum Tode verurteilt, aber nur 3 Prozent der 
weißen Täter, denen ein Afroamerikaner zum Opfer gefallen 
war.

Richter Lewis Powell, der die Meinung der Mehrheit der 
an der Entscheidung des Obersten Gerichts beteiligten Rich­
ter schriftlich niederlegte, konstatierte, daß die statistische 
Studie des Todesstrafensystems in Georgia „höchstens eine 
Diskrepanz ergibt, die sich auf die Rasse zu beziehen 
scheint“. Diese Diskrepanz verletze jedoch nicht die Be­
stimmungen der amerikanischen Verfassung, die jedem glei­
chen Schutz garantiere.

Diese Feststellung widerspricht der Realität. Frank Chap­
man, Direktor der Bürgerrechtsorganisation „Nationale Al­
lianz gegen rassistische und politische Unterdrückung“, ver­
weist in der Zeitung „People’s Daily World“ vom 6. Mai 1987 
darauf, daß „von 1900 bis 1967 50 Prozent der Exekutionen 
in den früheren Sklavenhalterstaaten vollzogen wurden, die 
im Süden der USA liegen. An der Spitze steht der Bundes­
staat Georgia mit 300 Exekutionen, deren Opfer meistens 
Schwarze waren“.

Nach Ansicht der fünf Richter des Obersten Gerichts, die 
sich für die Todesstrafe gegen McCleskey aussprachen, „gibt 
es natürlich ein gewisses Risiko, daß rassische Vorurteile 
eine Jury in einem Kriminalfall beeinflussen“, aber dieses 
Risiko sei nicht größer als bei „ähnlichen anderen Vorurtei­
len“. „Das Gericht räumt ein, daß Rassendiskriminierung in 
der Entscheidung darüber liegen kann, wer leben darf und 
wer sterben muß, aber es ist ihm gleich “, kommentierte Seth 
Waxman, ein Anwalt der Gruppe der afroamerikanischen 
Kongreßabgeordneten, das Urteil des Obersten Gerichts.

Vier Richter des Obersten Gerichts — William J. Brennan, 
Thurgood Marshall, Harry A. Blackmun und John P. Ste­
vens — lehnen die gegen McCleskey getroffene Entscheidung 
strikt ab. Richter Brennan sagte laut „People’s Daily World“ 
vom 1. Mai 1987: „Der Fall McCleskey konfrontiert uns mit 
dem Einfluß der Vergangenheit“, das sei besonders störend 
„für eine Gesellschaft, die den Rassismus formal in Abrede 
stellt“. Und Richter Stevens erklärte: „Die McCleskey-Ent- 
scheidung hat ein klares Muster der unterschiedlichen Be­
handlung nach der Rasse demonstiert. “

Das Urteil des Obersten Gerichts der USA im Fall 
McCleskey, das als eine der wichtigsten Entscheidungen des 
letzten Jahrzehnts bezeichnet wird, öffnet der Anwendung 
der Todesstrafe in rassendiskriminierender Weise Tür und 
Tor. Es ist deshalb auf den energischen Protest der demo­
kratischen Kräfte in den USA gestoßen.

R. L.

* Vgl. „Rassistisch motivierter Doppelstandard im USA-Strafrecht“, 
NJ 1987, Heft 4, S. 153.

USA: Das Krebsgeschwür der Korruption

In der Mitte der 70er Jahre schlug der Lockheed-Skandal hohe 
Wellen in der US-amerikanischen Presse: dieser USA-Rü- 
stungskonzern hatte von 1970 bis 1975 sowohl an Empfänger 
in verschiedenen Ländern als auch an Regierungsangestellte 
in den USA mehr als 38 Millionen Dollar als Bestechung für 
die Vermittlung von Aufträgen und für andere „Gefälligkei­
ten“ gezahlt. Der mit der Untersuchung dieser Affäre befaßte 
Senator Frank Church konstatierte damals: „Ein Krebsge­
schwür frißt an der westlichen Gesellschaft, und das heißt 
Korruption, “f

In diesem Jahr lieferte der Korruptionsskandal um die 
New-Yorker Wedtech Corporation die Schlagzeilen. Das Nach­
richtenmagazin „U. S. News & World Report“ vom
15. Juni 1987 (S. 22 ff.) bezeichnete die amtlichen Untersuchun­
gen des Geschäftsgebarens dieses Maschinenbaukonzerns „als 
die größte Korruptionsermittlung in der Geschichte der Na­
tion“. Der die Untersuchungen führende New-Yorker Staats­
anwalt Rudolph Giuliani meinte: „Die Ermittlung wirft 
ernsthafte Fragen über den Weg auf, wie wir Politik in die­
ser Stadt, in diesem Staat und in dieser Nation praktizieren.“

In der Tat: hier haben wir ein Lehrbeispiel für kriminelle 
Machenschaften der USA-Konzerne. Zum Kreis derjenigen, 
die verdächtig sind, von der Wedtech Corporation hohe 
Schmiergelder für die Vermittlung von Lieferverträgen bzw. 
für gezielte lobbyistische Unternehmungen entgegengenom­
men zu haben, zählen u. a. Justizminister Edwin Meese1 2, der 
New-Yorker Spitzenpolitiker Mario Biaggi und Lyn Nofziger, 
der frühere politische Berater von Präsident Reagan. Diese 
und andere Politiker haben Wedtech „geholfen“, 250 Millio­
nen Dollar Profit aus den „vermittelten“ Verträgen zu schla­
gen.

Nach dem bisherigen Stand der Ermittlungen wurde bei den 
Wedtech-Aktionen ein 1968 auf der Grundlage des Small Bu­
siness Act eingeleitetes Programm für die Vergabe von Lie­
ferverträgen durch die Regierung mißbraucht. Wedtech steht 
dabei nicht allein. Auch Univox California Inc. hat Spitzen­
politiker „geschmiert“, und bei Amex Systems Inc. wurden 
1983 ganze Wagenladungen von Beweismaterialien für der­
artige kriminelle Machenschaften beschlagnahmt.

Daß es sich bei diesen Schmiergeld-Affären nicht um Ein­
zelfälle handelt, verdeutlicht ein Bericht in „U. S. 
News & World Report“ vom 24. August 1987 (S. 10): „Allein 
im Bundesstaat New York wurde 1987 gegen 40 Inhaber öf­
fentlicher Ämter Anklage wegen Korruption erhoben. Ein 
neuer Bericht des USA-Justizministeriums -zeigt einen Re­
kord : 1986 wurden im Zuge der Bundesstrafverfolgung 1192 
korrupte Beamte des öffentlichen Dienstes angeklagt, und 
1 027 wurden verurteilt — mehr als das Doppelte als vor zehn 
Jahren.“ Der Soziologe Edward Feigenbaum vom Hudson In­
stitute bemerkte zu dieser Entwicklung: „Wir sind zurückge­
kehrt in die .guten, alten Tage’ der .Provisionen' und Beste­
chungsgelder.“

Erneut bestätigt sich: Korruption ist ein Wesenselement 
einer Gesellschaftsordnung, in der Profit über alles geht.

R.L.

1 Zitiert nach: D. Boulton, Die Loekheed-Papiere, Politik und Ge­
schäft der Rüstungsgiganten, Oldenburg 1979, S. 338.

2 Vgl. „Ermittlungen gegen den Justizminister der USA“, NJ 1987, 
Heft 10, S. 379.


